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Der Bundesminister für Verkehr 

StV 2 Nr. 2008 Bd/63 


Bonn, den 27. Februar 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verhütung von Verkehrsunfällen, die ihren Grund in 
mangelnder Sehschärfe von Verkehrsteilnehmern haben 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Besold, Brück 
und Genossen 
— Drucksache IV/980 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit der Frau 
Bundesministerin für Gesundheitswesen wie folgt: 

Zu 1. 

Das Gutachten des Facharztes für Ophthalmologie Dr. med. 
Spiecker, Trier, wurde im Juni 1962 erstattet. Dem Verfasser 
wurde auf Antrag die Genehmigung zur Veröffentlichung der 
Arbeit erteilt, so daß diese in absehbarer Zeit allgemein zu- 
gänglich sein dürfte. Eine Veröffentlichung des sehr umfang- 
reichen Gutachten aus Forschungsmitteln des Bundes oder des 
Kuratoriums „Wir und die Straße" ist nicht beabsichtigt. Die bei 
meinen Unterlagen befindliche Ausfertigung des Gutachtens 
steht jedoch Abgeordneten des Deutschen Bundestages auf 
Wunsch zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

Entsprechend meiner Ankündigung vom 6. Februar 1962 — 
Drucksache IV/176 - — habe ich das Gutachten des Herrn Dr. 
med. Spiecker zunächst zur wissenschaftlichen Erörterung ge- 
stellt. In diesem Zusammenhang wurde es dem Präsidenten des 
Bundesgesundheitsamtes und der Bundesärztekammer über- 
sandt. Letzterer wurde anheimgestellt, an einer Stellungnahme 
alle interessierten medizinischen Gremien zu beteiligen. Der 
Präsident des Bundesgesundheitsamtes hat in einer vorläufigen 
Würdigung des Gutachtens dazu u.a. folgendes ausgeführt: 

„ . . . . unter den Kraftfahrern (dürften) Funktionsschwächen 
des Sehorgans in etwa der gleichen Häufigkeit auftreten wie 
bei der Durchschnittsbevölkerung. Unter diesen Umständen 
erscheint es irreal, die Anforderungen an die Sehtüchtigkeit 
besonders hochzuschrauben und damit nur noch gewisserma- 
ßen eine Elite von besonders Sehtüchtigen zum Fahren von 
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Kraftfahrzeugen zuzulassen, um auf diese Weise die Zahl der 
Kraftfahrzeugunfälle im Straßenverkehr zu senken. Das bis- 
her vorliegende statistische Material bietet keine beweiskräf- 
tigen Unterlagen dafür, wie häufig Fehlfunktionen des Auges 
überhaupt die Hauptursache von Kraftfahrzeugunfällen im 
Straßenverkehr darstellen. Nach der wissenschaftlichen Mei- 
nung ist das Verhalten eines Kraftfahrers im Straßenverkehr 
nicht so sehr von seiner sensorischen Leistungsfähigkeit und 
von der Qualität einzelner Organfunktionen als vielmehr 
von seiner Gesamtpersönlichkeit abhängig. Dieser Erkennt- 
nis wird in dem Gutachten kaum Rechnung getragen. Man 
gewinnt den Eindruck, daß die Bedeutung des Sehorgans als 
solchem im Vergleich zur Wahrnehmung der Sehdinge unzu- 
lässig überbewertet wird. Die Wahrnehmung ist zwar an eine 
gewisse Mindestqualität der Sehfunktion geknüpft, aber ober- 
halb dieser Grenze spielen Aufmerksamkeit, Konzentrations- 
fähigkeit, Reaktionsgeschwindigkeit und Geschicklichkeit des 
Kraftfahrers die wesentliche Rolle. Die relative Überbewer- 
tung der Funktion eines einzelnen, wenn auch ohne Zweifel 
für den Fahrvorgang überaus wichtigen Organs vernachläs- 
sigt die Komplexität des Fahrvorgangs, der aus einem ver- 
wickelten Zusammenspiel von Sinnesleistungen, Auffas- 
sungsfähigkeit, Verarbeitung der Sinneseindrücke und 
zweckmäßigem Handeln besteht. Insbesondere läßt der Ver- 
fasser weitgehend außer Betracht, daß erfahrungsgemäß eine 
nicht unbeträchtliche Zahl von Kraftfahrern mit zum Teil er- 
heblichen körperlichen Funktionsbehinderungen ausgezeich- 
nete Fahrer sind, weil sie auf Grund ihrer Gesamtpersönlich- 
keit, ihres Veranwortungsbewußtseins und der Kenntnis der 
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die körperlichen Ausfälle 
zu kompensieren vermögen. Eine zuverlässige Respektierung 
dieser Grenzen wird allerdings bei Beeinträchtigung der Seh- 
leistung nicht immer vorausgesetzt werden können, so daß 
insofern alle Bemühungen, gerade auch diese Voraussetzun- 
gen zu schaffen, verkehrsmedizinisch gesehen Förderung ver- 
dienen. Charakterliche Mängel und solche der Auffassungs- 
und Reaktionsfähigkeit werden dagegen auch durch eine vol- 
le Leistung der Sinnes- und sonstigen für das Fahren bedeut- 
samen Körperfunktionen kaum ausgeglichen. Mein heutiger 
Bericht verfolgt zunächst den Zweck, die in dem Gutachten 
festzustellende offensichtliche Überbewertung der rein sen- 
sorischen Funktion des Auges herauszustellen. 

Ungeachtet zahlreicher zweifellos wertvoller Anregungen in 
Einzelfragen, ist die Gesamtdarstellung nicht recht geeignet, 
die zum Teil weitgehenden Forderungen hinsichtlich der 
Funktionsprüfung der Augen bei Führerscheinbewerbern und 
hinsichtlich der daraus zu ziehenden Folgerungen für die Er- 
teilung der Fahrerlaubnis überzeugend zu stützen." 

Stellungnahmen der Bundesärztekammer oder einzelner fach- 
medizinischer Vereinigungen sind mir bisher nicht zugegangen. 
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Zu 2. 

Die Bestimmung über die Einführung eines obligatorischen Seh- 
tests als „Grobausleseverfahren" ist Bestandteil eines Entwurfs 
neuer Richtlinien über die Prüfung der Bewerber um eine Fahr- 
erlaubnis, der umfangreiche Vorarbeiten erforderlich machte. 
Diese Richtlinien, die mit den zuständigen obersten Landesbe- 
hörden abgestimmt worden sind, werden voraussichtlich bis 
1. Juni 1963 im Verkehrsblatt veröffentlicht werden. Es ist zu 
erwarten, daß im Anschluß daran der Sehtest in allen Bundes- 
ländern durchgeführt werden wird. Ich begrüße es, daß das 
Land Bayern, das bereits an der Vorbereitung der Richtlinien 
maßgeblichen Anteil hatte, mit der Einführung des Sehtests 
zum 1. Januar 1963 vorangegangen ist. 

Zu 3. 

Die durch die Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 
31. Januar 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 14) eingeführten Tauglich- 
keitsbestimmungen für Fahrerlaubnisbewerber standen in 
engem Zusammenhang mit der damals vorgeschriebenen amts- 
ärztlichen Untersuchung jedes Bewerbers. Mit der Verordnung 
vom 4. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 18) ist die obligatori- 
sche amtsärztliche Untersuchung weggefallen. Die Tauglich- 
keitsbestimmungen wurden inhaltlich auf einige wesentliche 
Punkte beschränkt und erhielten den Charakter einfacher Richt- 
linien. Die entsprechenden Teile der Dienstanweisung zur 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung enthalten nur noch Hin- 
weise über die etwaige Prüfung des Hörvermögens. 

Der Erlaß einer neuen Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
ist gegenwärtig nicht beabsichtigt. Die erneute Aufnahme von 
Tauglichkeitsbestimmungen und — damit verbunden — die 
Einführung einer generellen ärztlichen Untersuchung der Fahr- 
erlaubnisbewerber halte ich jedoch auch im Rahmen der gel- 
tenden Zulassungs-Ordnung nicht für richtig und erforderlich. 
Weder die amtliche Unfallstatistik noch die mir sonst zur Ver- 
fügung stehenden umfangreichen Ergebnisse der Unfallur- 
sachenforschung lassen erkennen, daß körperliche Mängel in 
beachtlichem Ausmaße das Unfallgeschehen auf der Straße be- 
einflussen. Wie die Rechtsprechung und die medizinisch-psy- 
chologische Wissenschaft erkannt haben, ist die Kraftfahrereig- 
nung eine komplexe Materie, bei der enge Wechselbeziehun- 
gen zwischen den körperlichen und geistigen, insbesondere den 
charakterlichen Eigenschaften bestehen. Es kann davon ausge- 
gangen werden, daß eine hinreichende Anpassung der indivi- 
duellen Fahrleistung an eine etwa verminderte körperliche 
Leistungsfähigkeit stattfindet, die generelle staatliche Maßnah- 
men auf diesem Gebiet gegenüber jährlich mindestens 1,5 Mil- 
lionen Fahrerlaubnisbewerbern vorerst entbehrlich macht. 
Die bekannt vorsichtige Fahrweise körperbeschädigter Perso- 
nen weist ebenfalls in diese Richtung. Diese Feststellungen 
gelten auch hinsichtlich älterer Kraftfahrer. Zu erwähnen ist 


3 



Drucksache IV/1018 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


außerdem, daß auch die Erfahrungen verkehrsreicher ausländi- 
scher Staaten keinen Anhaltspunkt dafür geben, daß eine gene- 
relle ärztliche Untersuchung der Fahrerlaubnisbewerber das 
Unfallgeschehen positiv beeinflußt. Italien und Österreich, die 
jeden Fahrerlaubnisbewerber ärztlich untersuchen, weisen 
— bezogen auf die Zahl der zugelassenen Kraftfahrzeuge bzw. 
der Gesamtfahrleistung — eine sehr hohe Zahl tödlicher Ver- 
kehrsopfer auf. Die USA und Großbritannien, die außer dem 
Sehtest keine generelle Prüfung der körperlichen Eignung ken- 
nen, gehören zu den Ländern mit der geringsten Zahl von Ver- 
kehrstoten. Diesen Erkenntnissen Rechnung tragend, hat die 
Europäische Konferenz der Verkehrsminister auf ihrer 12. Sit- 
zung am 5./6. Oktober 1960 im Haag eine allgemeine ärztliche 
Untersuchung nur für die Führer von Kraftomnibussen und 
Kraftdroschken sowie für Bewerber über 65 Jahre empfohlen. 
Die deutschen Vorschriften stimmen mit dieser Empfehlung 
überein. 


Die Anstrengungen, ungeeignete Personen vom Kraftfahrzeug- 
verkehr fernzuhalten, müssen sich daher auch in Zukunft auf 
eine negative Auslese konzentrieren, diese jedoch wesentlich 
verschärfen. Fahrerlaubnisbewerber müssen nach bundesein- 
heitlichen Richtlinien der Länder, die vor der Fertigstellung 
stehen, künftig körperliche Mängel mittels eines kurzen Frage- 
bogens nach dem Vorbild der britischen Regelung angeben. 
Erforderliche Untersuchungen sollen den modernsten Erkennt- 
nissen entsprechen. Wesentliche Mängel des Sehvermögens 
werden in dem bereits erwähnten Grobausleseverfahren fest- 
gestellt werden. 


Im Vordergrund der Bemühungen um die Senkung der Unfall- 
ziffern stehen im übrigen Verbesserungen 

der Technik, der Verkehrsgesinnung und der 
Ahndung einschließlich der Sicherungsmaßnahmen. 


Die Technik betrifft in erster Linie den Ausbau des Straßen- 
netzes, ferner den verkehrssicheren Bau der Fahrzeuge. Auf 
die Verkehrgesinnung soll durch die in einem Sachverständi- 
genentwurf vorliegende neue und volkstümliche Straßenvei- 
kehrs-Ordnung Einfluß genommen werden; Verkehrserzie- 
hungs- und Fortbildungsprogramme, die sich moderner psycho- 
logischer und werbetechnischer Methoden bedienen werden, 
sind vorgesehen. Einer vorläufigen Verbesserung der Ahndung 
soll das Zweite Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs die- 
nen, dessen Entwurf dem Hohen Hause vorliegt. Die in Über- 
einstimmung mit dem Herrn Bundesminister der Justiz ge- 
plante Umstellung der Verkehrsübertretungen auf Ordnungs- 
widrigkeiten soll die Ahndung schlagkräftiger, einheitlicher 
und breitenwirksamer machen. 
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Diese Maßnahmen schließen nicht aus, daß die mit der körper- 
lich-geistigen Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen zusam- 
menhängenden Fragen weiterhin ernsthaft, insbesondere durch 
die Einschaltung der Wissenschaft, geprüft werden. 

Zu 4. 

Die in den verkehrsreichen ausländischen Staaten vorgeschrie- 
benen oder üblichen Mindestbedingungen für die Sehleistung 
sind mir bekannt. Sie sind zum Teil gesetzlich, zum Teil in 
Verwaltungsrichtlinien oder in Richtlinien fachmedizinischer 
Vereinigungen niedergelegt. In der Bundesrepublik bestehen, 
ähnlich wie z. B. in den Niederlanden, wissenschaftliche Richt- 
linien der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft als der 
zuständigen Vereinigung. Zur Frage der Zweckmäßigkeit der 
Festlegung von Mindestwerten oder zur Bestimmung solcher 
Werte wird der Präsident des Bundesgesundheitsamtes unter 
Berücksichtigung des gesamten zur Verfügung stehenden Ma- 
terials noch Stellung nehmen. Anschließend würde im Einver- 
nehmen mit den zuständigen obersten Landesbehörden zu prü- 
fen sein, ob und in welcher Rechtsform solche Werte für ver- 
bindlich erklärt werden sollen. Eine europäische Harmonisie- 
rung der Fahrerlaubnisbedingungen auch in diesem Bereich 
würde ich begrüßen. Diese Fragen sind bereits Gegenstand von 
Beratungen in dem zuständigen Ausschuß der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister. 


Seebohm 



